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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 51/01
Datum 13.03.2003

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 11. April 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die
HÃ¤lfte der ihm im Klageverfahren erstandenen notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten zu erstatten. FÃ¼r das Berufungsverfahren sind Kosten nicht zu erstatten.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer als bei
Arbeitnehmern gewÃ¶hnlich anfallender Lohnabzug nach Â§ 136 Abs. 2 Satz 2 Ziffer
2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) und verlangt erstmals im
Berufungsverfahren die BerÃ¼cksichtigung nur eines individuellen
Krankenversicherungsbeitrages.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger meldete sich am 1. Dezember 1997 arbeitslos und
beantragte Arbeitslosengeld. Unter BerÃ¼cksichtigung einer Krankengeldzahlung
(der AOK Berlin; Mitgliedschaft zum 31. Dezember 1997 gekÃ¼ndigt) bis zum 4.
Dezember 1997 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger ab 5. Dezember 1997
Arbeitslosengeld auf der Grundlage der von Juni bis November 1997 erzielten
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Arbeitsentgelte nach einem wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 600,00 DM in
Leistungsgruppe A/0 in HÃ¶he von 241,80 DM wÃ¶chentlich (Bescheid vom 13.
Januar 1998), das sich ab 1. Januar 1998 auf 243,11 DM erhÃ¶hte (Bescheid vom
28. Januar 1998). Die LeistungsgewÃ¤hrung endete mit dem 28. Februar 1998
wegen Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung. Nach einer BeschÃ¤ftigung vom 1. MÃ¤rz
bis 31. Juli 1998 mit anschlieÃ�ender Krankengeldzahlung vom 1. August bis 13.
November 1998 meldete sich der KlÃ¤ger mit Wirkung zum 14. November 1998
erneut arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld, welches ihm ab 14. November
1998 in der ursprÃ¼nglichen HÃ¶he wieder bewilligt und ab 1. Dezember 1998
angepasst (Bemessungsentgelt 610,00 DM wÃ¶chentlich, Leistungssatz 245,77 DM
wÃ¶chentlich) wurde (Bescheide vom 23. Dezember 1998). Mit Bescheid vom 18.
Januar 1999 erfolgte die Anpassung an die Leistungsverordnung 1999 mit einem
Leistungssatz von nunmehr 248,85 DM bis zur Arbeitsaufnahme am 10. Mai 1999.

Wegen der HÃ¶he der Wiederbewilligung legte ein Dr. St namens des KlÃ¤gers (i.A.)
Widerspruch gegen die Bescheide vom 23. Dezember 1998 ein und beantragte
gleichzeitig die Ã�berprÃ¼fung der Leistungsbewilligung ab 5. Dezember 1997 und
gab als BegrÃ¼ndung an, dass das wÃ¶chentliche Bemessungsentgelt 610,00 DM
betragen mÃ¼sse. Er berief sich ferner auf zwei Verfahren vor dem
Bundesverfassungsgericht, die die Kirchensteuer und einmalige beitragspflichtige
Sonderzahlungen betrÃ¤fen und beantragte insoweit alle (bisherigen) Bescheide
fÃ¼r vorlÃ¤ufig zu erklÃ¤ren.

Durch an den KlÃ¤ger gerichteten Bescheid vom 29. Januar 1999 lehnte die
Beklagte den Ã�berprÃ¼fungsantrag bezÃ¼glich der Bewilligungsbescheide vom
13. Januar und 28. Januar 1998 (betreffend den Leistungszeitraum 5. Dezember
1997 bis 28. Februar 1998) mit der BegrÃ¼ndung ab, die Voraussetzungen des Â§
44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) lÃ¤gen nicht vor. Mit
zusÃ¤tzlichem Schreiben an den KlÃ¤ger vom 1. Februar 1999 forderte sie unter
Hinweis auf die UnzulÃ¤ssigkeit des Widerspruchs die Vorlage einer Vollmacht und
gab ergÃ¤nzende ErlÃ¤uterungen zu dem berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Entgelt
fÃ¼r Juni 1997 (von nur 2.550,00 DM) und der VorlÃ¤ufigkeit von Bescheiden. Auf
die angemahnte Vorlage einer Vollmacht reagierte der KlÃ¤ger nicht. Mit einem an
Dr. St gerichteten Bescheid vom 31. MÃ¤rz 1999 wies die Beklagte den Antrag auf
VorlÃ¤ufigkeitserklÃ¤rung fÃ¼r die in der Vergangenheit erlassenen Bescheide
mangels Vollmacht als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck; darÃ¼ber hinaus sei er auch
unbegrÃ¼ndet. Nachdem dieser Bescheid mit dem Vermerk "EmpfÃ¤nger nicht zu
ermitteln" zurÃ¼ckgekommen war, Ã¼bersandte die Beklagte den Bescheid mit
einem Anschreiben an den KlÃ¤ger und bat um Weiterleitung an Dr. St.

Gegen den Bescheid vom 31. MÃ¤rz 1999 legte Dr. St namens des KlÃ¤gers am 18.
Mai 1999 Widerspruch ein, den die Beklagte nach erneuter vergeblicher
Anforderung einer Vollmacht und entsprechender AnkÃ¼ndigung durch an den
KlÃ¤ger gerichteten Widerspruchsbescheid vom 30. Juni 1999 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckwies. AuÃ�erdem erlÃ¤uterte sie mit Schreiben vom 30. Juli 1999
ergÃ¤nzend die Ablehnung des Ã�berprÃ¼fungsantrages (Bescheid vom 29. Januar
1999) bezÃ¼glich des maÃ�gebenden Bemessungsentgeltes.
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Gegen den Widerspruchsbescheid vom 30. Juni 1999 hat der KlÃ¤ger durch Dr. St
("i.A.") am 2. August 1999 Klage erhoben und schlieÃ�lich im Verlaufe des
Klageverfahrens eine mit dem 2. Juli 1999 datierte Vollmacht fÃ¼r das
Widerspruchs- und Klageverfahren vorgelegt.

WÃ¤hrend des Rechtsstreits hat die Beklagte nach einer erneuten BeschÃ¤ftigung
vom 10. Mai bis 31. August 1999 und Erwerb einer neuen Anwartschaft ab 1.
September 1999 Arbeitslosengeld nach einem Bemessungsentgelt von 1.100,00 DM
mit einem Leistungssatz von 374,01 DM wÃ¶chentlich in der Leistungsgruppe A/0
bewilligt, das wegen erneuter Arbeitsaufnahme bereits ab 13. September 1999
wieder eingestellt wurde (Bescheid vom 13. Dezember 1999). Mit Bescheid vom 8.
Februar 2000 bewilligte die Beklagte nach Beendigung der BeschÃ¤ftigung vom 13.
September 1999 bis 31. Januar 2000 ab 1. Februar 2000 erneut Arbeitslosengeld
nach einem Bemessungsentgelt von 1.100,00 DM. Die LeistungsgewÃ¤hrung
endete mit dem 15. August 2000 wegen erneuter Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung.

Mit Ã�nderungsbescheiden vom 6. November 2000, mit denen die zwischenzeitliche
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur BerÃ¼cksichtigung von
Einmalzahlungen durch pauschale ErhÃ¶hung des Bemessungsentgelts um 10 %
umgesetzt worden ist, hat die Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 14. bis 30. November
1998, vom 1. Dezember bis 31. Dezember 1998, vom 1. Januar bis 9. Mai 1999 und
vom 1. September bis 12. September 1999 hÃ¶heres Arbeitslosengeld bewilligt und
diese Bescheide mit dem Zusatz versehen, dass sie gemÃ¤Ã� Â§ 96 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand des (Klage-)verfahrens wÃ¼rden. Mit
einem weiteren (Ã�nderungs-) Bescheid vom 8. November 2000 hat sie auÃ�erdem
eine Korrektur fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung vom 1. Februar bis 21. Juni 2000
vorgenommen und diesem die Ã¼bliche Widerspruchsbelehrung angefÃ¼gt.

Der KlÃ¤ger hat das darin gesehene Teilanerkenntnis bezÃ¼glich der
BerÃ¼cksichtigung von so genannten einmaligen beitragspflichtigen Leistungen im
Termin am 11. April 2001 angenommen. Er hat sich noch dagegen gewandt, dass
bei der Leistungsberechnung Kirchensteuer BerÃ¼cksichtigung gefunden habe.

Das SG hat in dem Termin am 11. April 2001 mit den Beteiligten die MÃ¶glichkeit
einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid erÃ¶rtert und sodann mit
Gerichtsbescheid vom 11. April 2001 die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Gegenstand des Rechtsstreits sei die HÃ¶he des
Anspruchs auf Arbeitslosengeld seit dem 14. November 1998. Die ergangenen
Bescheide und insbesondere der Widerspruchsbescheid vom 30. Juni 1999 seien
aus prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nden dahingehend zu verstehen, dass sie die
HÃ¶he des Arbeitslosengeldes seit 14. November 1998 regelten, ohne dass sich
dies aus den Bescheiden selbst hinreichend deutlich ergebe. Beide Beteiligten
hÃ¤tten aber dazu ergÃ¤nzend zum Ausdruck gebracht, dass es ihnen im Hinblick
auf diese Bescheide um die HÃ¶he des Arbeitslosengeldes gehe. Die Bescheide vom
8. November 2000 wÃ¼rden deshalb auch als Bescheide nach Â§ 96 Abs. 1 SGG
behandelt.

Soweit der KlÃ¤ger hÃ¶heres Arbeitslosengeld seit dem 5. Dezember 1997
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verlange, handele es sich um einen anderen Streitgegenstand.

HÃ¶heres Arbeitslosengeld stehe dem KlÃ¤ger im Hinblick auf die Regelung des Â§
136 Abs. 2 Satz 2 Ziffer 2 SGB III Ã¼ber die BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer
als allgemeinen Abzug nicht zu. Diese Regelung sei entgegen der Auffassung des
KlÃ¤gers verfassungsgemÃ¤Ã� wie das Bundessozialgericht zuletzt in seiner
Entscheidung vom 10. August 2000 (B 11 AL 37/00 R) ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndet
habe.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers, mit der er sich weiterhin gegen
die BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer bei der Berechnung des
Arbeitslosengeldes gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB III wendet.

ErgÃ¤nzend macht der KlÃ¤ger nunmehr erstmals geltend, dass im Rahmen des Â§
111 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG) bzw. Â§ 136 Abs. 2
Satz 2 Ziffer 3 SGB III im Hinblick auf das eingefÃ¼hrte uneingeschrÃ¤nkte
Kassenwahlrecht nicht mehr ein einheitlicher Beitrag zur Krankenversicherung,
sondern entsprechend seiner Wahl einer gÃ¼nstigeren Kasse ein niedrigerer
Beitrag bei der Berechnung seiner Leistung zu berÃ¼cksichtigen sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 11. April 2001 aufzuheben und
die Bescheide vom 6. November 2000 zu Ã¤ndern und die Beklagte zur verurteilen,
ihm fÃ¼r die Zeiten vom 14. November bis 30. November 1998, 1. Dezember bis
31. Dezember 1998, 1. Januar bis 9. Mai 1999 und 1. September bis 12. September
1999 hÃ¶heres Arbeitslosengeld ohne BerÃ¼cksichtigung eines
Kirchensteuerhebesatzes und unter BerÃ¼cksichtigung des Beitragssatzes der von
ihm gewÃ¤hlten BKK Zollern-Alb zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die gesetzlichen Vorgaben zur BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer und
durchschnittlichen KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen bei der Leistungsberechnung
habe sie zu beachten. Eine Rechtswidrigkeit ihrer Entscheidungen kÃ¶nne sie
insoweit nicht erkennen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes auf die
Gerichtsakte sowie die von der Beklagten vorgelegte Leistungsakte (Stamm-Nr. ),
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Widerspruch und Klage richteten sich ausdrÃ¼cklich nur gegen den Bescheid vom
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31. MÃ¤rz 1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 30. Juni 1999 und
betreffen damit strenggenommen nur die beantragte VorlÃ¤ufigkeitserklÃ¤rung. In
groÃ�zÃ¼giger Auslegung (Â§ 123 SGG) lÃ¤sst sich dem Antrag unter
BerÃ¼cksichtigung der WiderspruchsbegrÃ¼ndung (BerÃ¼cksichtigung von
Kirchensteuer und Einmalzahlungen) jedoch weitergehend entnehmen, dass
Streitgegenstand insoweit auch und nach Ergehen der Entscheidung des BVerfG nur
noch die HÃ¶he des Arbeitslosengeldes ist, so dass die Bescheide vom 6. November
2000 betreffend die LeistungszeitrÃ¤ume in der Zeit vom 14. November 1998 bis
12. September 1999 entsprechend dem Vorbringen der Beteiligten (jedenfalls in
entsprechender Anwendung) gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens
geworden sind. Dies gilt allerdings nicht mehr fÃ¼r den den Leistungszeitraum vom
1. Februar bis 21. Juni 2000 betreffenden Ã�nderungsbescheid vom 8. November
2000, dem im Gegensatz zu den anderen Bescheiden vom 6. November 2000 nicht
ein Hinweis auf Â§ 96 SGG, sondern die Ã¼bliche Widerspruchsbelehrung
beigefÃ¼gt worden ist.

Der Gegenstand der materiell-rechtlichen PrÃ¼fung zur Erlangung eines hÃ¶heren
Arbeitslosengeldes ergibt sich aus dem bisherigen Vorbringen des KlÃ¤gers.
Insofern ist, nachdem sich die Frage der Einbeziehung von Einmalzahlungen erledigt
hat, nur noch die Frage der BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer bei der
Berechnung des Arbeitslosengeldes streitig gewesen und vom SG entschieden
worden und mit der Berufung in der zweiten Instanz zur PrÃ¼fung gestellt worden.
Die EinfÃ¼hrung weiterer Berechnungsgrundlagen in den Rechtsstreit zur
Erlangung einer hÃ¶heren Leistung ist dagegen, da die Bescheide insoweit bindend
geworden sind (Â§ 77 SGG), nicht zulÃ¤ssig. Nach Â§ 123 SGG darf das Gericht nur
Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che entscheiden. Auch im
sozialgerichtlichen Verfahren wird der erhobene Anspruch als Streitgegenstand
nach Inhalt und Umfang allein vom KlÃ¤ger mit seiner Klage â�� seinem
prozessualen Begehren â�� bestimmt. Streitgegenstand ist damit der prozessuale
Anspruch, nÃ¤mlich das vom KlÃ¤ger auf Grund eines bestimmten Sachverhalts an
das Gericht gerichtete Begehren, eine â�� bestimmte oder bestimmbare â��
Rechtsfolge auszusprechen. Der Streitgegenstand ist also identisch mit dem
erhobenen prozessualen Anspruch und wird bestimmt durch die erstrebte, im
Klageantrag zum Ausdruck zu bringende Rechtsfolge sowie den Klagegrund,
nÃ¤mlich den Sachverhalt, aus dem sich die Rechtsfolge ergeben soll (BSG SozR
3-1500 Â§ 96 Nr. 9 m.w.N.). Nach dem abschlieÃ�enden Vorbringen des KlÃ¤gers in
dem Termin am 11. April 2001 war (nur noch) Streitgegenstand das Begehren des
KlÃ¤gers, Ã¼ber das angenommene Teilanerkenntnis hinaus hÃ¶heres
Arbeitslosengeld insoweit zu erhalten, als zusÃ¤tzlich das Arbeitslosengeld ohne
BerÃ¼cksichtigung von Kirchensteuer als Ã¼blicher Abzug berechnet werden sollte.
Einen weitergehenden Anspruch hat er damit ausdrÃ¼cklich nicht geltend gemacht.
Demzufolge kann der KlÃ¤ger die erstmalig im Berufungsverfahren angesprochene
BerÃ¼cksichtigung nur der individuellen und nicht der durchschnittlichen
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge im Rahmen des Â§ 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB III
nicht zulÃ¤ssig in den Rechtsstreit einfÃ¼hren. Im Ã�brigen ergeben sich Bedenken
gegen die ZulÃ¤ssigkeit dieses Begehrens auch daraus, dass jedenfalls bezÃ¼glich
der auf Anwartschaftszeiten wÃ¤hrend der AOK-Mitgliedschaft beruhenden
LeistungszeitrÃ¤ume eine Beschwer vom KlÃ¤ger weder dargetan noch ersichtlich
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ist, denn im Hinblick auf den relativ hohen Beitragssatz der AOK Berlin ist nicht
anzunehmen, dass dieser unter dem durchschnittlichen Satz des Â§ 112 Abs. 2 Satz
2 Nr. 3 AFG lag und zu einem gÃ¼nstigeren Nettoentgelt hÃ¤tte fÃ¼hren kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger begehrt hÃ¶heres Arbeitslosengeld fÃ¼r ZeitrÃ¤ume in den Jahren
1998 und 1999. Die Beklagte hat dem Leistungsanspruch ab 14. November 1998,
wie inzwischen im Ã�brigen auch nicht mehr von dem KlÃ¤ger bestritten wird, das
zutreffende Bemessungsentgelt zu Grunde gelegt. Da dieser Anspruch auf Alg am 5.
Dezember 1997 und damit vor dem 1. Januar 1998 entstanden war, findet, wie das
Ã�bergangsrecht ergibt, grundsÃ¤tzlich noch Â§ 112 AFG Anwendung. Etwas
anderes gilt nach Â§ 427 Abs. 5 Satz 1 SGB III nur, wenn die Festsetzung auf Grund
eines Sachverhaltes erforderlich ist, der nach dem 31. Dezember 1997 eingetreten
ist. Dementsprechend war dem Anspruch auf Alg fÃ¼r den streitigen
Leistungszeitraum vom 14. November 1998 bis 9. Mai 1999 weiterhin als
Bemessungsentgelt das Arbeitsentgelt, das sich aus der Anwendung des Â§ 112
AFG ergeben hat, zu Grunde zu legen. Erst fÃ¼r die Berechnung des Alg-Anspruchs
vom 1. September bis 12. September 1999 finden dagegen die Vorschriften der 
Â§Â§ 130 bis 135 SGB III Ã¼ber das Bemessungsentgelt Anwendung, denn durch
die AusÃ¼bung der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen vom 1. MÃ¤rz bis
31. Juli 1998 und 10. Mai bis 31. August 1999 und unter BerÃ¼cksichtigung des
Krankengeldbezuges vom 1. September bis 13. November 1998 hat der KlÃ¤ger die
Anwartschaftszeit (Â§ 123 SGB III) fÃ¼r einen neuen Anspruch auf Alg erfÃ¼llt.

Dem KlÃ¤ger steht hÃ¶heres Arbeitslosengeld im Hinblick auf den zur PrÃ¼fung
gestellten Kirchensteuerabzug nicht zu. Bei der Berechnung des Alg ist der
Kirchensteuerhebesatz als Berechnungsfaktor zu berÃ¼cksichtigen, wie dies Â§ 111
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 AFG bzw. Â§ 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB III bei der Bestimmung
der pauschalierten EntgeltabzÃ¼ge, "die bei Arbeitnehmern gewÃ¶hnlichen
anfallen", vorschreiben. Eine Verfassungswidrigkeit dieser Bestimmungen vermag
der Senat fÃ¼r die hier streitigen ZeitrÃ¤ume 1998 und 1999 jedenfalls nicht zu
erkennen. Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 23. MÃ¤rz
1994 (SozR 3-4100 Â§ 111 Nr. 6) ist davon auszugehen, dass die BerÃ¼cksichtigung
eines Kirchensteuerhebesatzes grundsÃ¤tzlich verfassungsrechtlich zulÃ¤ssig ist,
aber den Gesetzgeber im Hinblick auf die weitere Entwicklung eine Beobachtungs-
und Handlungspflicht treffe, um wesentlichen VerÃ¤nderungen rechtzeitig
Rechnung tragen zu kÃ¶nnen. Die dazu vorliegenden Erkenntnisse lassen jedenfalls
fÃ¼r die Vergangenheit und auch fÃ¼r die hier streitigen LeistungszeitrÃ¤ume der
Jahre 1998 und 1999 nicht den Schluss zu, dass die Regelung bereits fÃ¼r diese
ZeitrÃ¤ume verfassungswidrig geworden wÃ¤re (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom
21. MÃ¤rz 2002 -B 7 AL 18/01 R- sowie Urteil vom 25. Juni 2002 -B 11 AL 55/01 R-
jeweils m.w.N.). Ob sich auf Grund spÃ¤terer Erkenntnisse mÃ¶glicherweise fÃ¼r
spÃ¤tere LeistungszeitrÃ¤ume eine andere Beurteilung im Sinne der klÃ¤gerischen
Auffassung ergeben kÃ¶nnte, ist fÃ¼r die vorliegende Entscheidung unerheblich, so
dass sich der Senat auch nicht genÃ¶tigt sieht, diesbezÃ¼glich weitere
Ermittlungen zu fÃ¼hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache; da der KlÃ¤ger bezÃ¼glich der Einmalzahlungen und damit teilweise
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Erfolg hatte, sind ihm Kosten des Klageverfahrens teilweise zu erstatten. Nur
insoweit bedurfte der Gerichtsbescheid des SG der Ã�nderung.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 01.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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